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Antrag 

der Abgeordneten Margarete Bause, Ludwig Hartmann, Christine 
Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Verena Osgyan, Katharina 
Schulze, Kerstin Celina, Ulrich Leiner, Claudia Stamm und Frakti-
on (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Anhörung zur Asylpolitik ernst nehmen 8: 
Auszugsmöglichkeiten aus den Gemeinschaftsunterkünften aus-
weiten 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert,   

1. den Auszug aus Gemeinschaftsunterkünften auch alleinerziehen-
den und alleinstehenden Frauen und Männern nach dem Ab-
schluss des behördlichen Erstverfahrens zu ermöglichen und 

2. die behördlichen Hürden beim Auszugsprozess abzubauen.  

 

 

Begründung: 

Bisher dürfen Familien nach dem Abschluss der behördlichen Erstver-
fahren aus den Gemeinschaftsunterkünften ausziehen, wenn die Ab-
schiebung aus tatsächlichen oder rechtlichen Gründen unmöglich ist. 
Alleinerziehende und alleinstehende Frauen und Männer dürfen je-
doch erst vier Jahre nach dem Abschluss der behördlichen Erstver-
fahren aus den Gemeinschaftsunterkünften ausziehen. Bei der Anhö-
rung haben sowohl der Bayerische Flüchtlingsrat als auch REFUGIO 
darauf aufmerksam gemacht, dass der Aufenthalt und Verbleib in den 
Gemeinschaftsunterkünften zu psychischen Belastungen bei den Be-
troffenen führe. Nach den Aussagen von REFUGIO liegen bereits bei 
40 Prozent der Neuankommenden in den Erstaufnahmeeinrichtungen 
posttraumatische Belastungsstörungen vor. In den Gemeinschaftsun-
terkünften gibt der mangelnde Rückzugsraum diesen psychisch 
schwer belasteten Menschen kein Gefühl der Sicherheit, die zur Sta-
bilisierung von großer Bedeutung ist. Zudem sind Wohnungen in vie-
len Fällen günstiger als die Unterbringung in Gemeinschaftsunterkünf-
ten. Auch aus haushälterischen Gründen ist darum für möglichst viele 
Flüchtlinge ein schnellerer Auszug aus den Unterkünften zu ermögli-
chen. Behördliche Hürden wie die Feststellung fehlenden Nachkom-
mens der Mitwirkungspflicht im Asylverfahren behindern den zügigen 
Auszug aus den Unterkünften und sind soweit wie möglich abzubau-
en. 


